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Lörrach, im August 2014 

 
Mandantenrundschreiben „Heilberufe“ im August 2014 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante 
Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass 
bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 
 
Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
 
Inhalt 

1. Sind Probearbeit und Schnuppertage sozialversicherungspflichtig? 

2. Kommunale Rettungsdienst-GmbH ist gemeinnützigkeitsfähig 

3. Zur Behandlung von krankheitsbedingten Aufwendungen für Treppenlift 

4. Steuerbefreiung für heilberufliche Tätigkeiten 

5. Zur Veröffentlichung von schwerwiegenden berufsrechtlichen Verfehlungen unter 
Namensnennung 

6. Krankheitsbedingte Unterbringung im Wohnstift 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
WEKO 
 
 
gez. gez.  gez. 
Markus Welte i.V. Matthias Koch i.V. Andreas Kundlacz 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer 
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1. Sind Probearbeit und Schnuppertage sozialversicherungspflichtig? 

Stellenbewerber arbeiten immer häufiger ein paar Tage im künftigen Betrieb, um diesen 
zunächst kennenzulernen. Ist das Probearbeit oder sind das Schnuppertage, wie ein sog. 
Einfühlungsverhältnis oft genannt wird? Tritt Versicherungspflicht ein und fallen hierfür 
Beiträge an? 

Die Probearbeitsverhältnisse sind von Anfang an auf echte Arbeitsverhältnisse ausgerichtet. Der 
Bewerber übernimmt auf Anweisung des Firmenchefs betriebliche Arbeiten. Der Arbeit Leistende 
ist in den Betrieb eingegliedert und untersteht dem Weisungsrecht des Betriebes. Die Arbeit wird 
bezahlt. Die Beschäftigung unterscheidet sich inhaltlich also nicht von den Beschäftigungen der 
übrigen Arbeitnehmer. Deshalb tritt für diese Zeit der Probebeschäftigung 
Sozialversicherungspflicht nach den allgemein gültigen Regelungen ein. 

Keine Versicherungspflicht von Schnuppertagen 

Schnuppertage in einem Betrieb sind wie folgt gekennzeichnet: Der Arbeitgeber weist dem 
Schnupperkandidaten keine betrieblichen Arbeiten zu, die dieser alleine und selbstständig 
erledigt. Die Arbeitsleistung erfolgt rein freiwillig. Bestimmte Arbeitszeiten müssen nicht 
eingehalten werden. Darüber hinaus besteht kein Anspruch auf Bezahlung. Ein Arbeitsverhältnis 
liegt unter diesen Umständen nicht vor. Aufgrund der Schnuppertage tritt auch keine 
Sozialversicherungspflicht ein. 

Zahlen die Arbeitgeber ausnahmsweise doch eine Entschädigung für den Zeitaufwand, ist 
folgendes wichtig: In einer Vereinbarung ist eindeutig zu formulieren, dass es sich nicht um eine 
Vergütung für die geleistete Arbeit handelt. 

Unfallversicherung bei Einfühlungsverhältnis 

Bei Probearbeitsverhältnissen wie oben dargestellt ist eine Absicherung über die zuständige 
Berufsgenossenschaft kein Problem. Der Unfallversicherungsschutz bei Einfühlungsverhältnissen 
besteht allerdings nur, wenn der Bewerber Leistungsempfänger der Bundesagentur für Arbeit ist 
und die Schnupperphase auf Veranlassung der Arbeitsverwaltung durchgeführt wird. 

Sofortmeldung bei Probearbeit und Schnupperarbeit 

Eine Sofortmeldung ist ungeachtet der Bezeichnung und unbeachtlich der Zahlung eines 
Arbeitsentgelts abzugeben, wenn im Rahmen des Probearbeits- oder 
Schnupperarbeitsverhältnisses eine tatsächliche Arbeitsleistung erbracht werden soll. Bei den 
sog. "Einfühlungsverhältnissen" wird dem Arbeitnehmer die Möglichkeit gegeben, die 
betrieblichen Gegebenheiten kennenzulernen. Soweit dabei keine tatsächliche Arbeitsleistung 
erbracht wird, ist keine Sofortmeldung abzugeben. 

Haftpflichtversicherung bei Schnupperarbeit 

Soweit der Schnupperkandidat Verursacher eines Schadens im Betrieb ist, ist dessen private 
Haftpflichtversicherung zuständig. Bei Zweifeln sollte sich der Arbeitgeber im Vorfeld schriftlich 
bestätigen lassen, dass der Bewerber über eine solche Haftpflichtversicherung verfügt. 
Lohnsteuerliche Behandlung 

Erhält der Bewerber für seine Tätigkeit im Betrieb eine Vergütung, stellt diese Arbeitslohn dar, für 
die der Arbeitgeber grundsätzlich Lohnsteuer, Kirchensteuer sowie den Solidaritätszuschlag 
einbehalten und abführen muss. 

Ist der Bewerber unbeschränkt steuerpflichtig, erfolgt der Lohnsteuerabzug nach seinen 
persönlichen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (ELStAM). 
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Für beschränkt steuerpflichtige Personen werden in 2014 noch keine ELStAM bereitgestellt. In 
diesem Fall muss der Bewerber eine Besondere Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug bei 
dem für den Arbeitgeber zuständigen Betriebsstättenfinanzamt beantragen und dem Arbeitgeber 
vorlegen. 

 

2. Kommunale Rettungsdienst-GmbH ist gemeinnützigkeitsfähig 

Kernaussage 
Nach der Abgabenordnung (AO) verfolgt eine Körperschaft gemeinnützige Zwecke, wenn ihre 
Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet 
selbstlos zu fördern. Die Gemeinnützigkeit wird nicht grundsätzlich dadurch ausgeschlossen, 
dass eine Körperschaft in die Erfüllung einer hoheitlichen Pflichtaufgabe der öffentlichen Hand 
eingeschaltet wird. Offen ist jedoch, ob eine Eigengesellschaft der öffentlichen Hand, mit der sich 
diese über eine GmbH privatwirtschaftlich betätigt, gemeinnützigkeitsfähig ist. 

Sachverhalt 
Eine kommunale GmbH betreibt einen Rettungsdienst als Eigengesellschaft eines Landkreises. 
Damit ist sie in die Erfüllung hoheitlicher Pflichtaufgaben ihres Trägers eingebunden. Das 
beklagte Finanzamt zweifelt an der Gemeinnützigkeit der GmbH und versagt die beantragte 
Steuerbefreiung, weil die GmbH nicht freiwillig, sondern im Auftrag des eigentlich verpflichteten 
Landkreises tätig werde und daher die "Opferwilligkeit" fehle. Gegen die erlassenen Körperschaft- 
und Gewerbesteuerbescheide klagt die GmbH schließlich und gewinnt vor dem Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg. Gegen das Urteil legte das Finanzamt Revision beim Bundesfinanzhof ein. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs ist ein Rettungsdienst, der Notfallrettung und 
Krankentransporte zum Gegenstand hat und Rettungswachen betreibt, auch dann gemeinnützig, 
wenn er in der Rechtsform einer GmbH organisiert ist und Gesellschafter ein Landkreis ist, dem 
diese Aufgaben eigentlich obliegen. Zu den als gemeinnützig im steuerlichen Sinne 
anzusehenden Tätigkeiten gehört unter anderem die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr, 
so dass an der Gemeinnützigkeit der Tätigkeit kein Zweifel besteht. Entscheidend ist, dass die 
Tätigkeit den Anforderungen, die an die Gemeinnützigkeit gestellt werden, entspricht. Folglich ist 
die GmbH für die Leistungen, die sie gegenüber ihrem Träger erbringt, angemessen zu vergüten. 

Konsequenzen 
Das Urteil trägt zur Rechtssicherheit bei. Nunmehr ist geklärt, dass Eigengesellschaften 
grundsätzlich gemeinnützigkeitsfähig sind. 

 

3. Zur Behandlung von krankheitsbedingten Aufwendungen für Treppenlift 

Kernproblem 
Krankheitskosten sind als außergewöhnliche Belastungen bei der Einkommensteuer abzugsfähig, 
soweit sie zwangsläufig sind und die zumutbare Eigenbelastung überschreiten. Die 
Zwangsläufigkeit von krankheitsbedingten Maßnahmen, die ihrer Art nach nicht eindeutig nur der 
Heilung oder Linderung einer Krankheit dienen können und deren medizinische Indikation 
deshalb schwer zu beurteilen ist, hat der Steuerpflichtige durch ein vor Beginn der Heilmaßnahme 
oder dem Erwerb des medizinischen Hilfsmittels ausgestelltes amtsärztliches Gutachten oder 
eine vorherige ärztliche Bescheinigung eines Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung 
nachzuweisen. Das formalisierte Nachweisverlangen betrifft z. B. Kuren, Psychotherapie, 
allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens als medizinische Hilfsmittel oder  
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wissenschaftlich nicht anerkannten Behandlungsmethoden. Für andere Aufwendungen gilt der 
Grundsatz der freien Beweiswürdigung. 

Sachverhalt 
Eheleute ließen sich wegen der Gehbehinderung des zwischenzeitlich verstorbenen Ehemanns 
einen Treppenlift in ihr selbst genutztes Einfamilienhaus einbauen und machten beim Finanzamt 
die Aufwendungen von über 18.000 EUR geltend. Hierzu legten sie ein Attest des Hausarztes 
vor, der eine außergewöhnliche Gehbehinderung bescheinigte. Das Finanzamt lehnte den Abzug 
mit Verweis auf das formalisierte Nachweisverlangen für medizinische Hilfsmittel ab. Einspruch 
und Klage blieben erfolglos. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof wies den Fall an das Finanzgericht zurück. Der geforderte Nachweis sei nur 
in den vom Gesetz abschließend aufgezählten Fällen zu erbringen, u. a. auch für 
Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens. Hierunter fallen nach der Definition im 
Sozialgesetzbuch V technische Hilfen, die getragen oder mit sich geführt werden können, um sich 
im jeweiligen Umfeld zu bewegen, zurechtzufinden und die elementaren Grundbedürfnisse des 
täglichen Lebens zu befriedigen. Darunter sei ein Treppenlift nicht zu subsumieren. Das 
Finanzgericht habe nun die erforderlichen Feststellungen zur medizinischen Notwendigkeit für die 
Maßnahme nach dem Grundsatz der freien Beweiswürdigung zu treffen. Das Attest des 
Hausarztes sei dabei als Parteivortrag zu würdigen und könne nicht als Nachweis gewertet 
werden. Da weder das Finanzamt noch das Finanzgericht die erforderliche Sachkunde besäßen, 
sei gegebenenfalls ein Sachverständigengutachten einzuholen. 

Konsequenz 
Bei pauschaler Ablehnung des Abzugs von Krankheitskosten durch das Finanzamt sollte kritisch 
geprüft werden, ob das Nachweisverlangen überhaupt gefordert werden kann. Noch besser ist 
es, das bereits vor Entstehung der Kosten zu tun, um gegebenenfalls die geforderten 
Voraussetzungen zu erfüllen. 

 

4. Steuerbefreiung für heilberufliche Tätigkeiten 

Einführung 
Ärzte, Heilpraktiker und andere im Umsatzsteuergesetz (UStG) explizit aufgeführte Heilberufe 
sind steuerbefreit, sofern sie Leistungen erbringen, die der Behandlung von Krankheiten dienen, 
also ein therapeutisches Ziel im Vordergrund steht. Allerdings kommt die Befreiung auch für 
weitere, nicht im UStG aufgelistete Berufsgruppen in Betracht, wenn diese eine heilberufliche 
Tätigkeit ausüben, die den explizit im UStG bezeichneten Berufen ähnlich ist. In der Praxis ist die 
Abgrenzung schwierig und häufig Gegenstand der Rechtsprechung. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. gibt in einer aktuellen Verfügung, ergänzend zum 
Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE), einen Überblick über die Gesundheitsberufe, die eine 
ähnliche heilberufliche Tätigkeit ausüben und solche, für die dies nicht zutrifft (z. B. 
Augenoptiker). Sofern eine ähnliche heilberufliche Tätigkeit ausgeübt wird, ist diese nach Ansicht 
der OFD jedoch nur befreit, wenn sie aufgrund einer Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers 
oder im Rahmen einer Vorsorge- bzw. Rehabilitationsmaßnahme erbracht wird. 

Konsequenzen 
Unternehmen, die in der Gesundheitsbranche tätig sind, können mit Hilfe der Verfügung klären, 
ob sie eine ähnliche heilberufliche Tätigkeit ausüben. Hinsichtlich des weiterhin nötigen 
Nachweises der medizinischen Indikation der konkreten Behandlung ist jedoch derzeit umstritten,  



 

 

Seite 5 von 7 
 

 

ob statt der von der OFD geforderten ärztlichen Verordnung auch andere Nachweise, z. B. ein 
Gutachten, anzuerkennen sind. Der Bundesfinanzhof (BFH) wird demnächst hierzu eine 
Entscheidung fällen. Sofern die Befreiung also alleine aufgrund des fehlenden Nachweises 
versagt wird, ist zu prüfen, ob der Nachweis in anderer Form erbracht werden kann und 
gegebenenfalls ein Rechtsbehelf einzulegen ist. Die OFD lässt entsprechende Verfahren bis zur 
Entscheidung durch den BFH ruhen. 

 

5. Zur Veröffentlichung von schwerwiegenden berufsrechtlichen Verfehlungen unter 
Namensnennung 

Kernaussage 
Die richterlich angeordnete, nichtanonymisierte Veröffentlichung einer berufsgerichtlichen 
Entscheidung, mit der besonders schwerwiegende berufsrechtliche Verfehlungen sanktioniert 
werden, verstößt nicht gegen das Persönlichkeitsrecht. 

Sachverhalt 
Der Beschwerdeführer ist niedergelassener Facharzt. Ihm wurde von der Ärztekammer 
vorgehalten, gegenüber Privatpatienten Rechnungen erstellt zu haben, die nicht in Einklang mit 
der Gebührenordnung für Ärzte stünden. Dabei ging es um die Abrechnung von "Sitzungen" ohne 
persönliche Anwesenheit der Patienten in der Praxis. Die Verletzung der Berufspflichten stellte 
das Berufsgericht in allen 4 zur Verhandlung stehenden Fällen fest. Es entzog dem 
Beschwerdeführer das passive Berufswahlrecht und verhängte eine Geldbuße in Höhe von 
25.000 EUR. Zudem ordnete das Gericht an, dass das Urteil nach Rechtskraft im Ärzteblatt der 
zuständigen Ärztekammer unter voller Namensnennung veröffentlicht werden darf. Das 
Landesberufungsgericht reduzierte die Geldbuße auf 20.000 EUR, bestätigte jedoch die weiteren 
Sanktionen. Gegen diese Entscheidungen legte der Beschwerdeführer Verfassungsbeschwerde 
ein. Diese blieb erfolglos. 

Entscheidung 
Die Veröffentlichung der Verurteilung unter voller Namensnennung setze den Arzt zwar in der 
Öffentlichkeit herab, jedoch hat die Öffentlichkeit ein berechtigtes Interesse an einer solchen 
Information. Es handelt sich um eine verfassungsgemäße Rechtsgrundlage, da die Vorschrift 
Fehlverhalten sanktionieren soll, welches das schützenswerte Vertrauen, das Angehörigen der 
Heilberufe entgegengebracht wird, erschüttert oder zu erschüttern droht. Das Interesse der 
Allgemeinheit, insbesondere der Gemeinschaft der Versicherten und der Kammerangehörigen, 
die ihr Verhalten nach Kenntnis des Fehlverhaltens ausrichten können, rechtfertigt eine nicht 
anonymisierte Veröffentlichung. Sofern es sich um die Veröffentlichung vereinzelter, 
herausgehobener Fälle handelt, ist dies verfassungsrechtlich unbedenklich. Die 
Verhältnismäßigkeit ist durch ausschließliche und einmalige Veröffentlichung in einem 
berufsrechtlichen Medium gewahrt. 

Konsequenz 
In insgesamt 8 Landes - Heilberufekammergesetzen ist vorgesehen, dass die berufsrechtliche 
Verurteilung eines Arztes mit einer Veröffentlichung des vollen Namens im Ärzteblatt einhergehen 
kann. Ärzte haben also je nachdem, in welchem Bundesland sie praktizieren, mit 
unterschiedlichen Konsequenzen durch ihre Verfehlungen zu rechnen. 
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6. Krankheitsbedingte Unterbringung im Wohnstift 

Kernaussage 
Die Kosten der krankheitsbedingten Unterbringung in einem Wohnstift sind insgesamt als  

außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Dies gilt für die gesamten Aufwendungen, soweit 
diese nicht außerhalb des üblichen Rahmens liegen. 

Sachverhalt 
Die pflegebedürftige Klägerin bewohnte ein Apartment mit einer Größe von rund 75 qm in einem 
Seniorenwohnstift. Für die gesamten Unterbringungskosten, darin enthalten unter anderem eine 
ganztägige Grundbetreuung, Therapieangebote, ständige Notrufbereitschaft, Versorgung sowie 
Grundpflege, entrichtete sie ein Pauschalentgelt. Pflegeleistungen wurden hingegen aufgrund 
eines gesonderten Vertrags abgerechnet. Die Klägerin machte die gesamten Kosten in ihrer 
Einkommensteuererklärung geltend. Das Finanzamt folge dem Ansatz daraufhin nicht. Hiergegen 
wurde Klage vor dem Finanzgericht (FG) eingereicht. 

Entscheidung 
Die Richter des FG folgten zunächst dem Finanzamt. Vor dem Bundesfinanzhof (BFH) wurde das 
Urteil jedoch aufgehoben und zwecks Feststellung der Üblichkeit der Apartmentgröße an das FG 
zurück verwiesen. Nach Auffassung der höchsten Finanzrichter erwachsen sämtliche geltend 
gemachten Kosten zwangsläufig im Sinne des § 33 EStG und sind demzufolge als 
außergewöhnliche Belastung abzugsfähig. Dies gelte sowohl für die Pflege- als auch für die 
pauschal berechneten Unterbringungskosten. Die konkrete Höhe der abzugsfähigen 
Aufwendungen berechne sich anhand der Gesamtkosten, soweit diese nicht unüblich sind, 
abzüglich der eintretenden Haushaltsersparnis. 

Konsequenz 
Sämtliche Kosten einer krankheitsbedingten Unterbringung in einer Pflegeeinrichtung erwachsen 
zwangsläufig und sind als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigungsfähig. Die Thematik 
der Abzugsfähigkeit derartiger Kosten wird in Zukunft stetig an Bedeutung gewinnen, da durch 
den ratierlichen Anstieg der Rentenversteuerungsquote bis hin zur vollen Rentensteuerpflicht im 
Jahr 2040 mehr und mehr Rentner Einkommensteuer zu zahlen haben werden. 

 
 
Weiterführende Hinweise:  

1. Sind Probearbeit und Schnuppertage sozialversicherungspflichtig? 

LSG NRW, Urteil v. 16.2.2000, L 17 U 290/99 

Die Besteuerung betrifft regelmäßig nur wenige Bewerber: In Steuerklasse I fällt Lohnsteuer erst ab einem           
Bruttoarbeitslohn von jährlich ca. 11.300 EUR bzw. monatlich ca. 940 EUR an. Wenn und soweit der Bewerber 
keine anderen Einkünfte bezieht, werden diese Beträge im Rahmen eines Probearbeitsverhältnisses meist nicht 
überschritten. 

2. Kommunale Rettungsdienst-GmbH ist gemeinnützigkeitsfähig 

BFH, Urteil v. 27.11.2013, I R 17/12. 

Vorinstanz: FG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 7.2.2012, 6 K 6086/08. 

3. Zur Behandlung von krankheitsbedingten Aufwendungen für Treppenlift 

BFH, Urteil v. 6.2.2014, VI R 61/12, BFH/NV 2014 S. 771. 

4. Steuerbefreiung für heilberufliche Tätigkeiten 

OFD Frankfurt a. M., Verfügung v. 10.4.2014, S-7170 A – 59 – St 16. 

Aktenzeichen des anhängigen Verfahrens beim BFH: BFH XI R 13/14 
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5. Zur Veröffentlichung von schwerwiegenden berufsrechtlichen Verfehlungen unter Namensnennung 

BVerfG, Nichtannahmebeschluss v. 3.3.2014, 1 BvR 1128/13. 

Bezug: § 60 Abs. 3 HeilBerG NW. 

6. Krankheitsbedingte Unterbringung im Wohnstift 

BFH, Urteil v. 14.11.2013, VI R 20/12; Vorinstanz: FG Düsseldorf vom 21.2.2012 10 K 2504/10 E, EFG 2012 S. 
1347. 

Bezug: § 33 EStG. 


